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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dietrich Austermann, Steffen Kampeter,
Peter Rzepka, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU
– Drucksache 15/2198 –

Auswirkungen der Berliner Haushaltsnotlage auf den Bund

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r
Die Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern umfassen gemeinsame
Finanzierungszuständigkeiten (z. B. Gemeinschaftsaufgaben), die den Bund
berührenden Regelungen zum Länderfinanzausgleich und – gegebenenfalls –
die verfassungsmäßige Pflicht des Bundes zur Hilfeleistung in Fällen einer so
genannten Haushaltsnotlage. Das Land Berlin begehrt mit einem beim Bun-
desverfassungsgericht eingereichten Normenkontrollantrag die Anerkennung
einer entsprechenden Haushaltsnotlage. Ziel des Landes ist es, seinen Haus-
halt mit Hilfe von Bundesmitteln, z. B. in Form von Sonderbedarf-Bundes-
ergänzungszuweisungen, zu sanieren. Zur Beurteilung der sich ergebenden
Konsequenzen für den Bundeshaushalt ist eine Analyse der bisherigen Leis-
tungen des Bundes an Berlin erforderlich. Hierbei müssen neben den Bezie-
hungen zwischen dem Bund und Berlin im Rahmen des Länderfinanzaus-
gleichs auch die Auswirkungen von steuerpolitischen Maßnahmen auf das
Land Berlin sowie Art und Umfang sonstiger Finanzbeziehungen zwischen
dem Bund und dem Land Berlin einbezogen werden.

1. Aufgrund welcher Rechtsgrundlagen sind dem Land Berlin und seinen steu-
erpflichtigen Bürgern und Unternehmen von 1989 bis 2002 direkte und in-
direkte Finanzhilfen, Steuervergünstigungen und andere Förderungen (z. B.
Drittes Überleitungsgesetz und Folgegesetze, Fonds Deutsche Einheit,
Gemeinschaftswerk Aufbau Ost, Kommunale Investitionspauschale, Ber-
linförderungsgesetz (BerlinFG), Bundesergänzungszuweisungen, Haupt-
stadtvertrag, Hauptstadtkulturvertrag) aus Bundesmitteln zugeteilt worden?

Folgende wesentlichen Rechtsgrundlagen sind zu nennen:
l Gesetz über die Stellung des Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes

(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 in der Fassung vom
11. Mai 1956, geändert u. a. durch den Einigungsvertrag vom 31. August
1990 (Anlage I Kapitel IV Sachgebiet B Abschnitt I Nr. 2) sowie durch das
Gesetz zur Überleitung von Bundesrecht nach Berlin (West) (Sechstes Über-
leitungsgesetz) vom 25. September 1990;
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l Gesetz über die Errichtung eines Fonds „Deutsche Einheit“ vom 25. Juni
1990, geändert u. a. durch das Gesetz zur Aufhebung des Strukturhilfegeset-
zes und zur Aufstockung des Fonds „Deutsche Einheit“ vom 16. März 1992
und durch das Gesetz zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungspro-
gramms vom 23. Juni 1993;

l Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern (Finanzaus-
gleichsgesetz) vom 23. Juni 1993 mit Folgeänderungen;

l Gesetz zur Förderung der Berliner Wirtschaft (Berlinförderungsgesetz) vom
7. März 1950 in der Fassung vom 25. Februar 1992;

l Gesetz über Sonderabschreibungen und Abzugsbeträge im Fördergebiet
(Fördergebietsgesetz) vom 24. Juni 1991 mit Folgeänderungen;

l Regierungsbeschluss zum Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost vom 8. März
1991 in Verbindung mit den jeweiligen Haushaltsgesetzen des Bundes;

l Gesetz zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft und zur Förderung
des wirtschaftlichen Wachstums in den neuen Ländern (Investitionsförde-
rungsgesetz Aufbau Ost) vom 23. Juni 1993;

l Verwaltungsvereinbarungen über die Gewährung von Finanzhilfen des Bun-
des an die Länder in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet
zur Förderung von kommunalen Investitionen (VV Kommunale Investitions-
pauschalen 1991 und 1993) vom 28. Februar 1991 und vom 30. Juni 1993;

l Gesetz über Altschuldenhilfen für kommunale Wohnungsunternehmen, Woh-
nungsgenossenschaften und private Vermieter in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet (Altschuldenhilfe-Gesetz) vom 23. Juni
1993 mit Folgeänderungen;

l Gesetz über die Errichtung eines Erblastentilgungsfonds (Erblastentilgungs-
fonds-Gesetz) vom 23. Juni 1993 mit Folgeänderungen.

Im Übrigen wird auf die tabellarische Darstellung in der Antwort auf die
Frage 2 verwiesen.

2. Auf welche Beträge belaufen sich diese Leistungen (nach Rechtsgrundla-
gen und Jahren aufgeschlüsselt von 1989 bis 2002) und wo sind diese in
den jeweiligen Bundeshaushalten (nach Einzelplänen und Titeln auf-
geschlüsselt) oder an anderer Stelle (z. B. Subventionsberichte der Bun-
desregierung) ausgewiesen?

Die nachfolgenden drei Tabellen geben einen zusammenfassenden Überblick
über die einnahme- und ausgabeseitigen Leistungen des Bundes an Berlin.
Nicht zuletzt aufgrund des weit zurückreichenden Abfragezeitraums kann kein
Anspruch auf Vollständigkeit erhoben werden.
Tabelle 1 grenzt die Steuervergünstigungen des Bundes (einschließlich Länder-
und Gemeindeanteil, insoweit auch Antwort auf die Frage 4) nach dem Subven-
tionsbegriff der Bundesregierung ab. Quelle sind insoweit die 13.–19. Subven-
tionsberichte der Bundesregierung.
Tabelle 2 weist die Ausgaben des Bundeshaushalts für Berlin aus, die unmittel-
bar aus dem Haushaltsplan abzuleiten sind. Da der Bundeshaushalt jedoch nach
sachlichen und nicht nach regionalen Gesichtspunkten gegliedert ist, kann hier
der Berlin-Anteil von Maßnahmen, die im gesamten Bundesgebiet wirken,
nicht erfasst werden.
Tabelle 3 stellt die Leistungen des Bundes an das Land Berlin nach der grund-
gesetzlichen Finanzierungskompetenz auf Grundlage der von den Bundesres-
sorts gemeldeten Daten dar.
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Leistungen an das Land Berlin in den Jahren 1989 bis 2002 gemäß Subventionsbegriff der Bundesregierung
in Mio. € (die Zahlen bis 1998 sind in € umgestellt, Abweichungen in den Summen durch Runden.)
ohne Leistungen für Berlin (West) im Rahmen allgemeiner Maßnahmen
(Quelle 13. bis 19. Subventionsbericht der Bundesregierung)

Tabelle 1
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Leistungen an das Land Berlin in den Jahren 1989 bis 2002 gemäß Subventionsbegriff der Bundesregierung
in Mio. € (die Zahlen bis 1998 sind in € umgestellt, Abweichungen in den Summen durch Runden.)
ohne Leistungen für Berlin (West) im Rahmen allgemeiner Maßnahmen
(Quelle 13. bis 19. Subventionsbericht der Bundesregierung)

Tabelle 1 (Fortsetzung)
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Tabelle 3
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3. Aufgrund welcher Rechtsgrundlagen haben das Land Berlin und seine
steuerpflichtigen Bürger und Unternehmen von 1989 bis 2002 direkte und
indirekte Finanzhilfen, Steuervergünstigungen und andere Förderungen
(z. B. durch den Länderfinanzausgleich, BerlinFG) von den anderen Bun-
desländern erhalten?

Folgende Rechtsgrundlagen sind zu nennen:
l Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern (Finanzaus-

gleichsgesetz) vom 23. Juni 1993 mit Folgeänderungen;
l Gesetz zur Förderung der Berliner Wirtschaft (Berlinförderungsgesetz) vom

7. März 1950 in der Fassung vom 25. Februar 1992 sowie das Gesetz über
Sonderabschreibungen und Abzugsbeträge im Fördergebiet (Fördergebiets-
gesetz) vom 24. Juni 1991 mit Folgeänderungen.

4. Auf welche Beträge belaufen sich diese Leistungen (nach Rechtsgrund-
lagen und Jahren aufgeschlüsselt von 1989 bis 2002) und wo sind diese
ausgewiesen?

Es handelt sich um folgende Leistungen:
l Länderfinanzausgleich im engeren Sinne

Das Land Berlin hat Ausgleichszuweisungen (in Mio. Euro) erhalten:

Die jeweiligen Ausgleichszuweisungen werden in § 3 der jeweiligen Zwei-
ten Verordnung zur Durchführung des Finanzausgleichsgesetzes festgestellt.



Drucksache 15/2309 – 12 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

l Zu den Leistungen der Länder (einschließlich Gemeinden) im Rahmen des
Berlinförderungsgesetzes und des Fördergebietsgesetzes wird auf die Ant-
wort auf die Frage 2 (Tabelle 1) verwiesen.

5. Welche Zahlungen hat das Land Berlin im Rahmen des Fonds Deutsche
Einheit, Gemeinschaftswerk Aufbau Ost, Kommunale Investitionspau-
schale (jeweils nach Jahren aufgeschlüsselt) geleistet?

Das Land Berlin hat an den Fonds „Deutsche Einheit“ folgende Zahlungen ge-
leistet (in Mio. Euro):

Im Rahmen der Kommunalen Investitionspauschale und des Gemeinschafts-
werks Aufschwung Ost hat das Land Berlin keine Zahlungen geleistet.

6. Tritt die Bundesregierung für eine Gleichbehandlung der Lasten aus dem
staatlichen Wohnungsbau der östlichen Bezirke Berlins, die in den Erblas-
tentilgungsfonds überführt wurden, mit denjenigen Lasten der westlichen
Bezirke Berlins, die aus dem Berliner Landeshaushalt zu tragen sind, ein,
und was sind die Gründe für ihre Position?

Die Bundesregierung tritt nicht für eine Gleichbehandlung ein.
Auf der Grundlage des Solidarpaktes vom 13. März 1993 wurden mit dem Ge-
setz zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungsprogramms vom 23. Juni
1993 entscheidende Voraussetzungen für die Beschleunigung des wirtschaftli-
chen Aufschwungs in den neuen Bundesländern geschaffen. Für die Wohnungs-
wirtschaft, der in diesem Entwicklungsprozess eine wichtige Rolle zukommt,
konnten die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen grundlegend verbessert wer-
den.
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Im Zentrum der wohnungswirtschaftlichen Maßnahmen steht das Altschulden-
hilfe-Gesetz vom 23. Juni 1993. Das Gesetz sieht eine weitreichende Befreiung
der Kommunalen Wohnungsunternehmen, der Wohnungsgenossenschaften, der
Kommunen sowie der privaten Vermieter von den Lasten der Altschulden in
Form der Teilentlastung vor.
Damit wurden für die Wohnungswirtschaft der ostdeutschen Länder und der
östlichen Bezirke Berlins die Voraussetzungen für die Bewältigung der Erblas-
tenschulden der ehemaligen DDR geschaffen. Parallelen zum Wohnungswesen
in den westlichen Bezirken Berlins und den westlichen Bundesländern bestehen
nicht; es handelt sich um nicht vergleichbare Sachverhalte.

7. Wie schätzt die Bundesregierung die Erfolgsaussichten des beim Bundes-
verfassungsgericht eingereichten Normenkontrollantrags ein und auf wel-
che Erwägungen stützt sich diese Einschätzung?

Das Land Berlin hat am 4. September 2003 beim Bundesverfassungsgericht
einen Normenkontrollantrag eingereicht mit dem Ziel, festzustellen, dass be-
stimme Normen über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern inso-
weit mit dem Grundgesetz unvereinbar sind, als Berlin nicht für die Jahre seit
2002 zum Zwecke der Haushaltssanierung Sonderbedarfs-Bundesergänzungs-
zuweisungen gewährt werden. Aus Sicht von Berlin sind die von ihm angegrif-
fenen Regelungen des Finanzausgleichsgesetzes mit Artikel 107 Abs. 2 Satz 3
GG unvereinbar. Das Land Berlin sieht sich in einer extremen Haushaltsnot-
lage, aus der es meint, sich mit eigener Kraft nicht wieder befreien zu können,
und beansprucht Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen zum Zwecke
der Haushaltssanierung.
Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, dass sich Berlin in einer extre-
men Haushaltsnotlage befindet und zu einer Haushaltssanierung aus eigener
Kraft nicht mehr in der Lage ist.
Das im Vergleich zu anderen Ländern hohe Berliner Haushaltsdefizit geht nicht
auf eine Überschuldung, sondern auf zu hohe konsumtive Ausgaben des Landes
zurück. Ursache hierfür sind landespolitische Entscheidungen. Das Land Berlin
trifft die bundesstaatliche Verpflichtung zu einem restriktiven Konsolidierungs-
kurs, der geeignet ist, das Eintreten einer Haushaltsnotlage zu vermeiden. Die
Umsetzung der Konsolidierungsanforderung ist eine vordringliche und origi-
näre Aufgabe des Landes Berlin.

8. Sieht die Bundesregierung entscheidungserhebliche Unterschiede zwi-
schen Berlin einerseits und den anerkannten Haushaltsnotlageländern Bre-
men und Saarland andererseits, und wenn ja, in welchen Sachverhalten?

Da sich das Land Berlin nach Auffassung der Bundesregierung nicht in einer
extremen Haushaltsnotlage befindet, ist eine Vergleichbarkeit der Situation Ber-
lins mit den anerkannten Haushaltsnotlagenländern Bremen und Saarland ins-
gesamt nicht gegeben.

9. Welche Auflagen wurden den Ländern Bremen und Saarland im Zusam-
menhang mit der Anerkennung ihrer Haushaltsnotlage gemacht, inwieweit
haben die beiden Länder diese Auflagen bisher erfüllt und müssen diese
für die Zukunft grundsätzlich überdacht werden?

Im Rahmen einer ersten Sanierungsphase 1994 bis 1998 hat der Bund den Län-
dern Bremen und Saarland auf Grundlage der Verwaltungsvereinbarung vom
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14. Juli 1993 Sonder-Bundesergänzungszuweisungen von jährlich insgesamt
rund 1,74 Mrd. Euro – Bremen rund 920 Mio. Euro, Saarland rund 820 Mio.
Euro – als Sanierungshilfen zur Verfügung gestellt.
Für den Zeitraum 1999 bis 2004 gewährt der Bund gemäß § 11 Abs. 6 Satz 1
Finanzausgleichsgesetz (FAG) folgende Bundesergänzungszuweisungen (in
Mio. Euro):

Die Vergabe der Bundesergänzungszuweisungen erfolgt unter folgenden in § 11
Abs. 6 Satz 2 Ziffer 1 bis 3 FAG geregelten Maßgaben:
– Die Zuweisungen sind unmittelbar zur Schuldentilgung zu verwenden;
– das Wachstum der bereinigten Ausgaben – in verstärktem Maße der konsum-

tiven Ausgaben – muss unterhalb der allgemeinen Ausgabenempfehlungen
des Finanzplanungsrates für die öffentlichen Haushalte liegen;

– Zinsersparnisse aufgrund der Gewährung von Sonder-Bundesergänzungs-
zuweisungen werden zur Verminderung der Verschuldung genutzt. Das Saar-
land hat die Möglichkeit, den entstehenden Finanzierungsspielraum auch für
wirtschaftskraftfördernde Investitionen zu verwenden;

– Bremen und Saarland berichten dem Bund und den anderen Ländern jährlich
über die Verwendung der Mittel und über die Fortschritte bei der haushalts-
wirtschaftlichen Sanierung.

Weitergehende Auflagen bestehen nicht.
Der Finanzplanungsrat hat regelmäßig einvernehmlich festgestellt, dass die
Haushaltsnotlagenländer ihre Sanierungsauflagen erfüllt haben. Sollten – unab-
hängig von der Situation im Saarland und in Bremen – zukünftig Sonder-Bun-
desergänzungszuweisungen als Sanierungshilfen zu leisten sein, müsste durch
zielgerichtete und fallspezifische Auflagen sichergestellt werden, dass der be-
treffende Landeshaushalt nach Ablauf der Sanierungsphase dauerhaft saniert
ist.

10. Hält die Bundesregierung für den Fall, dass das Bundesverfassungsge-
richt dem Land Berlin eine Haushaltsnotlage testiert, Auflagen wie bei
den Ländern Saarland und Bremen auch für das Land Berlin geeignet,
und wenn ja, in welchen Bereichen?

Da sich das Land Berlin nach Auffassung der Bundesregierung nicht in einer
extremen Haushaltsnotlage befindet, lässt sich die Frage nur abstrakt für den
hypothetischen Fall einer extremen Haushaltsnotlage eines Landes beantwor-
ten.
Befindet sich ein Land in einer extremen Haushaltsnotlage, aus der es sich aus
eigener Kraft nicht mehr befreien kann, so findet das bundesstaatliche Prinzip
eine Konkretisierung in der Pflicht aller anderen Glieder der bundesstaatlichen
Gemeinschaft, dem betroffenen Glied mit dem Ziel der haushaltswirtschaft-
lichen Stabilisierung auf der Grundlage konzeptionell aufeinander abgestimm-
ter Maßnahmen Hilfe zu leisten, damit es wieder zur Wahrung seiner politi-
schen Autonomie und zur Beachtung seiner verfassungsrechtlichen Verpflich-
tungen befähigt wird (BVerfGE 86, 148 [264]). Im Hinblick auf die im Prinzip
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bundesstaatlicher Hilfeleistung angelegte und in Artikel 109 Abs. 2 GG aus-
drücklich niedergelegte Kooperationspflicht von Bund und Ländern kann dabei
die Hilfeleistung daran gebunden werden, dass sich das betreffende Land
zur Aufstellung und Durchführung eines Sanierungsprogramms verpflichtet
(BVerfGE 86, 148 [267, 269]). Nach der Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts erfordert das Bestehen einer extremen Haushaltsnotlage, die Kraft ei-
ner Solidaritätspflicht der bundesstaatlichen Gemeinschaft gemeinsam zu besei-
tigen ist, Anstrengung und Einschränkung auf allen Seiten (BVerfGE 86, 148
[270]). Welche Auflagen in diesem Zusammenhang geeignet sind, die Koopera-
tionspflicht des betroffenen Landes zu konkretisieren, ist von der gegebenen
Situation im Einzelnen abhängig.

11. Welche Maßnahmen hätte das Land Berlin nach Auffassung des Bundes
ergreifen können bzw. müssen, um seine Haushaltslage signifikant zu
verbessern?

Im Falle haushaltswirtschaftlicher Fehlentwicklungen besteht für jedes Glied
der bundesstaatlichen Gemeinschaft die Notwendigkeit, einen Konsolidie-
rungskurs einzuschlagen. Dies ergibt sich sowohl im Hinblick auf die gegen-
über der bundesstaatlichen Solidargemeinschaft bestehende Verpflichtung zur
Vermeidung einer Haushaltsnotlage als auch aus der Verpflichtung, die euro-
päischen Vorgaben zur Haushaltsdisziplin umzusetzen. Aus diesem Grund hat
der Finanzplanungsrat – auf Grundlage von § 51a Haushaltsgrundsätzegesetz –
das Land Berlin in seiner Sitzung am 27. November 2002 aufgefordert, die
Ausgaben des Landes auf ein finanzierbares Niveau zu senken. Dabei kommt
der Umsetzung einschneidender Konsolidierungsmaßnahmen im Bereich der
konsumtiven Ausgaben entscheidende Bedeutung zu. Ziel der Konsolidierungs-
strategie muss es sein, zumindest einen verfassungskonformen Haushalt zu er-
reichen. Die Umsetzung der Konsolidierungsanforderungen ist eine vordring-
liche und originäre Aufgabe des Landes Berlin. Dennoch wurden notwendige
Eigenanstrengungen durch das Land Berlin bisher nicht in ausreichendem Um-
fang realisiert. Hier sind weitergehende Anstrengungen des Landes Berlin er-
forderlich.
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